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Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten Hon.-Prof. Dr. Kuras als Vorsitzenden und durch die

Hofräte Dr. Schramm, Dr. Gitschthaler, Univ.-Prof. Dr. Kodek und Dr. Nowotny als weitere Richter in der Rechtssache

der klagenden und gefährdeten Parteien 1. L*****, 2. Dr. G*****, vertreten durch Mag. Dr. Lothar Wiltschek und

andere Rechtsanwälte in Wien, gegen die beklagte Partei und Gegnerin der gefährdeten Parteien Mag. E*****,

vertreten durch Dr. Peter Zöchbauer, Rechtsanwalt in Wien, wegen Unterlassung, Beseitigung und Feststellung, über

den außerordentlichen Revisionsrekurs der beklagten Partei und Gegnerin der gefährdeten Parteien gegen den

Beschluss des Oberlandesgerichts Wien als Rekursgericht vom 10. November 2015, GZ 15 R 174/15s-30, in

nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der außerordentliche Revisionsrekurs wird gemäß §§ 78, 402 Abs 4 EO iVm § 526 Abs 2 Satz 1 ZPO mangels der

Voraussetzung des § 528 Abs 1 ZPO zurückgewiesen.Der außerordentliche Revisionsrekurs wird gemäß Paragraphen

78, 402, Absatz 4, EO in Verbindung mit Paragraph 526, Absatz 2, Satz 1 ZPO mangels der Voraussetzung des

Paragraph 528, Absatz eins, ZPO zurückgewiesen.

Begründung:

Rechtliche Beurteilung

Die Beklagte zeigt keine die Zulässigkeit des Revisionsrekurses begründende Rechtsfrage (§ 528 Abs 1 ZPO) auf:Die

Beklagte zeigt keine die Zulässigkeit des Revisionsrekurses begründende Rechtsfrage (Paragraph 528, Absatz eins,

ZPO) auf:

Das Rekursgericht sah die verfügten Unterlassungsgebote unter anderem in § 16 ABGB begründet.Das Rekursgericht

sah die verfügten Unterlassungsgebote unter anderem in Paragraph 16, ABGB begründet.

Nach Ansicht der Rechtsmittelwerberin ist das Rekursgericht damit von der Rechtsprechung des Obersten

Gerichtshofs abgewichen, weil nach dem festgestellten Sachverhalt die ihr zur Verfügung gestellten Informationen

„Anwaltsmaterial der Kläger“ beinhalten, sohin Angelegenheiten des Berufs- und Geschäftslebens, was nicht zum

Privat- und Familienleben (Art 8 EMRK) zähle.Nach Ansicht der Rechtsmittelwerberin ist das Rekursgericht damit von

der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs abgewichen, weil nach dem festgestellten Sachverhalt die ihr zur

Verfügung gestellten Informationen „Anwaltsmaterial der Kläger“ beinhalten, sohin Angelegenheiten des Berufs- und

Geschäftslebens, was nicht zum Privat- und Familienleben (Artikel 8, EMRK) zähle.

Die pauschale Behauptung der Abweichung ist unzutreffend:
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Das Recht auf Wahrung der Geheimsphäre ist in § 16 ABGB grundgelegt (4 Ob 91/78 SZ 51/146; RIS-Justiz RS0009003;

Aicher in Rummel/Lukas, ABGB4 § 16 Rz 36 mwN). Es schützt sowohl gegen das Eindringen in die Privatsphäre der

Person als auch gegen die Verbreitung rechtmäßig erlangter Information aus der und über die Geheimsphäre

(8 Ob 108/05y SZ 2005/185; Aicher aaO). Schutzgegenstand ist die Privatheit der Person und ihrer nicht für die

ÖLentlichkeit bestimmten Äußerungen. Das gilt auch für das Berufs- und Geschäftsleben, ohne dass Berufs- und

Geschäftsgeheimnisse über § 16 ABGB geschützt sind (Aicher). Schon die Leitentscheidung 4 Ob 91/78 betraf eine

Angelegenheit des Berufslebens. Das Recht auf Wahrung der Geheimsphäre wird aus Grundwertungen der

Rechtsordnung erschlossen, die nicht nur in Art 8 EMRK (Privatsphäre), sondern unter anderem auch in den Normen

über die VerschwiegenheitspNicht von Amtspersonen, Notaren, Rechtsanwälten zum Ausdruck kommen (4 Ob 91/78;

Aicher aaO). Eine von der Beklagten behauptete Abweichung von einer Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs

wird im Ergebnis nicht schlüssig dargestellt.Das Recht auf Wahrung der Geheimsphäre ist in Paragraph 16, ABGB

grundgelegt (4 Ob 91/78 SZ 51/146; RIS-Justiz RS0009003; Aicher in Rummel/Lukas, ABGB4 Paragraph 16, Rz 36 mwN).

Es schützt sowohl gegen das Eindringen in die Privatsphäre der Person als auch gegen die Verbreitung rechtmäßig

erlangter Information aus der und über die Geheimsphäre (8 Ob 108/05y SZ 2005/185; Aicher aaO). Schutzgegenstand

ist die Privatheit der Person und ihrer nicht für die ÖLentlichkeit bestimmten Äußerungen. Das gilt auch für das

Berufs- und Geschäftsleben, ohne dass Berufs- und Geschäftsgeheimnisse über Paragraph 16, ABGB geschützt sind

(Aicher). Schon die Leitentscheidung 4 Ob 91/78 betraf eine Angelegenheit des Berufslebens. Das Recht auf Wahrung

der Geheimsphäre wird aus Grundwertungen der Rechtsordnung erschlossen, die nicht nur in Artikel 8, EMRK

(Privatsphäre), sondern unter anderem auch in den Normen über die VerschwiegenheitspNicht von Amtspersonen,

Notaren, Rechtsanwälten zum Ausdruck kommen (4 Ob 91/78; Aicher aaO). Eine von der Beklagten behauptete

Abweichung von einer Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs wird im Ergebnis nicht schlüssig dargestellt.

Vermag die Beklagte aber zum Anspruchsgrund nach § 16 ABGB keine erhebliche Rechtsfrage aufzuzeigen, so ist

weder die Frage, ob auch aus dem DSG eine VerpNichtung der Beklagten, die anwaltliche

VerschwiegenheitsverpNichtung der Kläger im Sinn des § 9 Abs 2 RAO zu wahren, ableitbar ist, noch die Frage, ob das

Erstgericht die erlassene einstweilige Verfügung auch auf § 1330 (Abs 2) ABGB stützte, präjudiziell.Vermag die Beklagte

aber zum Anspruchsgrund nach Paragraph 16, ABGB keine erhebliche Rechtsfrage aufzuzeigen, so ist weder die Frage,

ob auch aus dem DSG eine VerpNichtung der Beklagten, die anwaltliche VerschwiegenheitsverpNichtung der Kläger im

Sinn des Paragraph 9, Absatz 2, RAO zu wahren, ableitbar ist, noch die Frage, ob das Erstgericht die erlassene

einstweilige Verfügung auch auf Paragraph 1330, (Absatz 2,) ABGB stützte, präjudiziell.

Ob ein Unterlassungsbegehren zu weit gefasst wurde, ist grundsätzlich keine erhebliche Rechtsfrage (RIS-Justiz

RS0037671 [T5]). Die Beurteilung des Rekursgerichts, dass die Unterlassungsgebote ausreichend bestimmt und nicht

zu weit gefasst wurden, ist nach den Umständen des zu entscheidenden Falls jedenfalls vertretbar.

Textnummer

E114883

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:OGH0002:2016:0060OB00230.15I.0530.000

Im RIS seit

23.06.2016

Zuletzt aktualisiert am

23.06.2016

Quelle: Oberster Gerichtshof (und OLG, LG, BG) OGH, http://www.ogh.gv.at

 2026 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/16
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/entscheidung/436629
https://www.jusline.at/entscheidung/284728
https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/16
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/entscheidung/436629
https://www.jusline.at/entscheidung/284728
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/entscheidung/361975
https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/16
https://www.jusline.at/gesetz/rao/paragraf/9
https://www.jusline.at/entscheidung/398814
http://www.ogh.gv.at
file:///

	TE OGH 2016/5/30 6Ob230/15i
	JUSLINE Entscheidung


